
Anlage 7 zur GRDrs 770/2011 
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
	Org.einheit

(laut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

vermerk
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand in €

	320.04.01.

Kostenstelle
32415411
	Amt für öffentliche Ordnung


	A 8
	
	Sachbearbeiter
	6,5
	--
	Kostenneutral durch Gebühreneinnahmen

	320.04.01

Kostenstelle

32415411
	Amt für öffentliche Ordnung


	A 11
	
	Sachbearbeiter
	1,0
	--
	Kostenneutral durch Gebühreneinnahmen


1.
 Antrag, Stellenausstattung

Beantragt wird die Schaffung von 6,5 Stellen für Beamte in der Besoldungsgruppe
A 8 sowie einer Stelle in A 11 für die Einführung des elektronischen Aufenthaltstitels (eAT) bei der Ausländerbehörde beim Amt für öffentliche Ordnung.
Die Verwaltung wurde mit der GRDrs 104/2011 ermächtigt, das Personal zum 01.09.2011 einzustellen 

2.
Schaffungskriterien


Die Stellen werden im Rahmen der prognostizierten Einnahmen geschaffen und sind somit kostenneutral. 

Die Stellen werden benötigt um zahlreiche neue und zusätzliche Pflichtaufgaben für die Ausländerbehörden wahrnehmen zu können.
3.
Bedarf

3.1 Anlass
Nach der Verordung (EG) Nr.380 des Rats der Europäischen Union vom 18. April 2008 sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, Aufenthaltstitel für Ausländer künftig als eigenständige Dokumente unter Erfassung biometrischer Merkmale auszugeben. Der Bundesgesetzgeber muss diese Vorgaben in nationales Recht überführen. Der eAT wird zum 1. September 2011 in Deutschland eingeführt.

Der Kartenkörper im ID – 1 Format (Scheckkartengröße) verfügt über einen kontaktlosen Chip auf dem neben personenbezogenen auch biometrische Daten – Gesichtsbild und zwei Fingerabdrücke – gespeichert werden.

Die Einbeziehung der biometrischen Erkennungsmerkmale stellt einen wichtigen Schritt dar, um eine verlässlichere Verbindung zwischen Inhaber und dem Aufenthaltstitel zur Vermeidung missbräuchlicher Verwendung zu schaffen. Der hohe Schutz vor Fälschungen trägt zur Verhinderung und Bekämpfung der illegalen Einwanderung und des illegalen Aufenthalts bei.

Gleichzeitig wird mit dem eAT der Zugang zu neuen Technologien eröffnet. Der Datenträger des eAT wird – ebenso wie beim neuen Personalausweis für deutsche Staatsangehörige – so ausgestattet, dass eine Nutzung zum „elektronischen Identitätsnachweis“ (eID) und zur „Qualifizierten elektronischen Signatur“ (QES) möglich ist.
Bereits im Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 21.10.2010, Drucksache 17/3354, wird festgestellt, dass die Einführung des eAT zu einer Steigerung des Vollzugsaufwands bei den Ausländerbehörden führen wird. Für die Ausländerbehörden werden neue und zusätzliche Aufgaben eingeführt. Zum einen wird die Erfassung biometrischer Merkmale bei den Ausländerbehörden einen deutlichen Mehraufwand verursachen. Zum anderen wird sich der Aufwand für die Ausländerbehörden auch auf Grund vermehrter Vorsprachen erhöhen. Konnte bislang in der überwiegenden Zahl der Fälle der Aufenthaltstitel mit der Antragstellung bei einem Termin erteilt werden, ist künftig mindestens ein zweiter Termin für die Abholung notwendig. 

Ein erhöhter Aufwand für die Ausländerbehörden ergibt sich weiter aus der Möglichkeit, den eAT auch als eID zu nutzen. Zu den in diesem Zusammenhang von den Ausländerbehörden wahrzunehmenden Aufgaben zählt vor allem die Sperrung und Entsperrung der eID - Funktion sowie die Aufgabe, die Ausländer eingehend über das Verfahren des eID zu beraten sowie die Entgegennahme von Verlustmeldungen.

Im Einzelnen sind die zahlreichen geänderten bzw. zusätzlich erforderlichen Arbeitsschritte und deren konkreten Auswirkungen auf den Arbeitsablauf in der Anlage dargestellt.

Der Bundesgesetzgeber hat in dem inzwischen erlassenen eAT-Gesetz die einzelnen Voraussetzungen und Verfahrensschritte im Detail geregelt; Handlungsspielräume bestehen daher nicht.

Der Aufenthaltstitel dient den Ausländern als Nachweis des Aufenthalts, berechtigt zur Erwerbstätigkeit und wird für folgende Aufenthaltstitel ausgestellt:

· Aufenthaltserlaubnis

· Niederlassungserlaubnis

· Erlaubnis zum Daueraufenthalt - EG

· Blaue Karte EU für Hochqualifizierte

· Aufenthaltskarte EU für freizügigkeitsberechtige Familienangehörige

· Aufenthaltskarte für Schweizer 
Grundlage für die Berechung des Personalbedarfs sind die tatsächlich ermittelten Fallzahlen auf der Grundlage der Jahresstatistik der Ausländerbehörde und Bearbeitungszeiten die in den Projektstädten erhoben wurden. Diese  Bearbeitungszeiten waren auch Grundlage für Stellungnahmen des Deutschen Städtetags im Gesetzgebungsverfahren.

Danach sind ab 2011 jährlich ca. 26.000 Aufenthaltstitel als eAT zu erteilen. Die Bearbeitungszeit wird sich künftig um 34 Minuten verlängern. Hinzu kommen noch weitere Geschäftsprozesse.

Die Berechung des Personalbedarfs für die zusätzlichen neuen Arbeitsschritte ergibt einen rechnerischen Mehraufwand von 10,5 Stellen (davon 9,5 Verwaltungsbeamte in der Besoldungsgruppe A 8 und eine Leitungsfunktion in A11). Die Verwaltung schlägt Stellenschaffungen nur im Rahmen der erwarteten Mehreinnahmen vor, d.h. dass 3 Stellen in Bes.- Gr. A8 aus dem vorhandenen Personalbestand zu decken sind. 

Für das Jahr 2012 ist eine Organisationsuntersuchung in der Ausländerbehörde geplant.

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Alle vorstehenden Aufgaben werden durch die Rechtsänderungen neu in das ausländerrechtliche Verfahren eingeführt. Aufgrund der zusätzlichen Arbeitsschritte und der gestiegenen Bearbeitungszeiten können die Anträge nicht mehr im bestehenden Terminvergabesystem bearbeitet werden. Dies ist bereits heute voll ausgelastet. Bislang konnten die Aufenthaltstitel einfach und kostengünstig durch Ausdruck eines Etiketts und Einkleben in den Nationalpass erteilt werden. Hierfür war in der Regel nur ein Termin erforderlich Dies ist nicht mehr möglich.

3.3 
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Ohne Stellenschaffung kann das notwendige neue Organisationskonzept nicht realisiert und das Teminvergabesystem nicht beibehalten werden. Die unbefriedigenden Zustände bei der Ausländerbehörde vor Einführung des Terminvergabesystems dürften noch bekannt sein. Die erheblichen zusätzlichen Aufgaben können nicht durch das vorhandene Personal kompensiert werden.

Im Ergebnis können die vorgegebenen gesetzlichen Pflichtaufgaben nicht im notwendigen Rahmen erfüllt werden. Der eAT ist Grundlage für den Aufenthalt und die Erwerbstätigkeit von Ausländern im Bundesgebiet sowie für ihre Reisefreiheit.

Auch erreichte Standards müssten aufgegeben werden. Persönliche Ansprechpartner für Firmen, Universitäten und Hochschulen und für frauenspezifische Fragen müssten entfallen.
Der Personalbedarf für den Änderungs- und Sperrdienst hinsichtlich der elektronischen Signatur wird im Rahmen der Organisationsuntersuchung 2012 ermittelt. Nicht berücksichtigt sind zum jetzigen Zeitpunkt zwei neue EU - Richtlinienumsetzungs-gesetze sowie weitere gesetzliche Änderungen, die 2011 in Kraft treten werden, welche z.B. folgende Neuerungen mit sich bringen:
· Verpflichtung, dass alle Bescheide mit denen ein Aufenthaltsrecht abgelehnt wird, auf Wunsch des Ausländers in dessen Muttersprache oder einer Sprache bei der davon ausgegangen werden kann, dass er diese versteht, zu übersetzen ist

· Einführung eines neuen Aufenthaltstitels für Personen, die Opfer von illegalem Arbeitshandel werden

· Einführung verschärfter Bestimmungen zur Integration

· Einführung neuer Bleiberechtsregelung für Kinder und Jugendliche

4. Stellenvermerke

keine
3

